
Ausland

D E R  S P I E G E L  4 3 / 2 0 1 398

„Krass rechtswidrig“
Putins Intimfeind Michail Chodorkowski müsste 2014 freikommen, doch die Justiz bereitet
schon den nächsten Prozess vor. Auch ein deutscher Jurist gerät ins Visier der Ermittler.

Der Lufthansa-Flug LH 2996 ver-
ließ Hamburg am 30. September
planmäßig um 11.05 Uhr, das

Ziel: der Flughafen Wnukowo im Süd-
westen Moskaus. Auch Rechtsprofessor
Otto Luchterhandt aus Lüneburg hatte
Plätze im Airbus gebucht: für sich, seine
Frau, den Sohn und die Schwiegertoch-
ter. Die Familie machte sich auf den
Weg in Russlands Hauptstadt, Luchter-
handts Platz aber blieb dann doch leer –
der Jurist hatte sich im letzten Moment
nach einer Warnung aus dem Umfeld
des Bundeskanzleramts entschieden,
nicht einzusteigen.

Der Grund war ein Schreiben des Er-
mittlungskomitees der Russischen Föde-
ration „an die zuständigen Behörden der
Bundesrepublik Deutsch-
land“. Das Komitee ist der
wichtigste Handlanger der
russischen Staatsanwalt-
schaft und für „Schwer-
verbrechen“ zuständig. Es
untersteht direkt dem Prä-
sidenten, geleitet wird es
von einem früheren Kom-
militonen Wladimir Pu-
tins. Die Russen baten in
dem Brief, dringend den
1943 in Celle bei Hanno-
ver geborenen Luchter-
handt vernehmen zu dür-
fen – und zwar im Straf-
verfahren 18/41-03, „zu
dem dieses Rechtshilfe -
ersuchen gerichtet wird“.

Die Strafsache 18/41-03 ist das Verfah-
ren gegen den Ex-Chef des russischen
Erdölkonzerns Jukos, Michail Chodor-
kowski. Der russische Staat verurteilte
ihn in zwei Prozessen zu fast elf Jahren
Haft – im August kommenden Jahres
müsste er entlassen werden. Doch die
Zweifel wachsen, dass daraus etwas
wird. Und Luchterhandt könnte in dem
Verfahren schnell mal selbst in einem
russischen Gefängnis landen.

Denn die Causa Chodorkowski war
nie eine rein juristische Angelegenheit.
Der Oligarch, einer der schärfsten Kri-
tiker von Wladimir Putin, hatte vor
 seiner Verhaftung Oppositionsparteien
finanziert und engste Vertraute Putins
öffentlich der Korruption bezichtigt.
Die deutsche Justizministerin Sabine

Leutheusser-Schnarrenberger, die bis
2009 Berichterstatterin für den Europa-
rat im Fall Chodorkowski war, hält den
„politischen Hintergrund für ganz of-
fenkundig“. 

Das Rechtshilfeersuchen in Sachen
Otto Luchterhandt verstärkt Zweifel
dar an, dass Putin eine Rückkehr Cho-
dorkowskis ins öffentliche Leben zulas-
sen wird – solange er an der Macht ist.
Denn in dem Schreiben steht auf Seite
eins: „Die Untersuchung in diesem
Strafverfahren geht weiter.“ Die ins
Ausland geflüchteten „Glieder der or-
ganisierten Gruppe unter Leitung Cho-
dorkowskis“ seien dabei, gestohlene Öl-
milliarden zu waschen und mit diesen
Geldern russische und ausländische Ex-

perten zu kaufen. Diese
sollten die öffentliche
Meinung in Russland auf
die „Notwendigkeit der
Liberalisierung der Straf-
gesetzgebung vorberei-
ten“, zugunsten von Cho-
dorkowski. Zu den ausge-
wählten Wissenschaftlern
gehöre Luchterhandt, der
bereits in den vergange-
nen Jahren „einige Ereig-
nisse in Russland öffent-
lich kritisiert“ habe, wie
es vorwurfsvoll heißt. 

Das Papier, unterzeich-
net vom „Untersuchungs-
führer für die Ermittlung
von besonders wichtigen

Straftaten gegen die Staatsmacht“,
Oberst der Justiz F. G. Ganijew, liest
sich wie die Blaupause für einen dritten
Chodorkowski-Prozess. 

Der erste war 2005 mit einem Urteil
wegen „schweren Betrugs und Steuer-
hinterziehung“ zu Ende gegangen. Der
zweite kam 2010 zu dem Schluss, Cho-
dorkowski und seine engsten Mitarbei-
ter hätten über 200 Millionen Tonnen
Erdöl gestohlen und sich mehr als 20
Milliarden Dollar angeeignet. Im dritten
würde er wohl – das legt das Schreiben
an die Deutschen nahe – als Boss eines
internationalen Netzwerks angeklagt,
das angeblich gegen den russischen
Staat arbeite. 

Zentraler Punkt der Untersuchungen
sind mehrere unabhängige Gutachten

aus dem Jahr 2011, die das Urteil im
zweiten Chodorkowski-Prozess für un-
rechtmäßig erklären. Angefordert hatte
die Expertise pikanterweise Putins
 politischer Ziehsohn, der damalige Prä-
sident Dmitrij Medwedew. 

Medwedew wollte der internationa-
len Kritik die Spitze nehmen und über-
trug die Aufgabe seinem Beirat für Men-
schenrechte. Der bat „hochqualifizierte
Fachleute im Bereich Verfassungs-, Straf-
prozess- und Unternehmensrecht“, das
Urteil zu prüfen. Angesprochen wurden
sechs russische und drei ausländische
Experten, darunter der Deutsche Luch-
terhandt, ein Fachmann für Ostrecht. 

Die Gutachten waren vernichtend für
Russlands Justiz. Luchterhandt kam 
zu dem Schluss: Das zweite Chodor-
kowski-Urteil „ist zutiefst ungerecht. Es
verstößt massiv gegen justizielle Grund-
prinzipien des Rechtsstaates. Zweitens
ist es auch deswegen krass rechtswidrig,
weil es die Angeklagten wegen Straf -
taten verurteilt, die sie nicht begangen
haben“.

Medwedew leitete die Gutachten an
die zuständige Justizbehörde weiter. Die
wies die Kritik zurück – und überließ
den Fall wieder dem Ermittlungskomi-
tee. Das knöpfte sich nun die Verfasser
der Expertisen vor, zuerst nur die russi-
schen. Der Vorwurf: „Behinderung der
Justiz“. Zugleich wurde gestreut, Cho-
dorkowski habe verschiedenen Rechts-
experten aus dem hinterzogenen Ver-
mögen 50 Millionen Rubel zahlen lassen,
1,2 Millionen Euro.

Im Spätsommer 2012 tauchten in den
Büros der russischen Experten die ers-
ten Ermittler mit Durchsuchungsbefeh-
len auf. Sie beschlagnahmten Computer,
Mobiltelefone, den E-Mail-Verkehr und
sogar Diplome und Reisepässe, um die
„erlogenen“ Behauptungen der Juristen
zu widerlegen. 

Einer der Experten, der Moskauer
Hochschulrektor Sergej Gurijew, floh
angesichts der Ermittlungen sogar nach
Paris. Putin, inzwischen wieder selbst
Präsident, war über das harte Vorgehen
im Bilde. 

Der Fall Otto Luchterhandt zeigt:
Jetzt geraten auch die ausländischen
Experten ins Visier der russischen
Staatsanwaltschaft. Noch geht es darum,

Professor Luchterhandt
„Erlogene“ Behauptungen?
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Einige der Redner forderten Ihre Frei-
lassung, einige wenige Demonstranten
sahen in Ihnen die charismatische Füh-
rungsperson, fähig, die zerstrittene Op-
position zu einen. Hegen Sie solche Am-
bitionen?

Segescha, im Januar 2012
Sehr geehrter Matthias,
Vorsätze habe ich nie gemocht. Wenn ich
etwas vorhabe, dann erledige ich das
gleich. Geplantes auf die Zukunft zu ver-
schieben ist ein Zeichen der Unentschlos-
senheit. Lass bleiben, was du nicht
schaffst! Was die Protestbewegung anbe-
trifft, so wundert mich, wie lange meine
jungen, gutsituierten Mitbürger all diese
Demütigungen über sich ergehen ließen.
Auch für Proteste braucht die Gesell-
schaft Erfahrung. Die neue Generation
der Russen macht diese gerade.

Ich halte gewaltlose Proteste für eine
erfolgversprechende Strategie. Die Men-
schen müssen von der Obrigkeit fordern,
Gesetze und Moral zu achten, die Insti-
tutionen des Rechtsstaats wieder aufzu-
bauen, einschließlich einer unabhängigen
Justiz und ehrlicher Wahlen. 

Ich denke, Putin ist nicht mehr flexibel
genug. Seine Zeit neigt sich dem Ende
zu. 

Falls er früh genug und friedlich aus-
scheidet, wird sich Russland auch weiter-
hin in Richtung Demokratie bewegen.
Zieht sich dieser Prozess in die Länge,
wachsen die Spannungen. Die politischen
Lager radikalisieren sich. Es könnte dann
zu einer Revolution unter den Fahnen
rechter National-Chauvinisten kommen.
Sie haben viele Verbündete bei Polizei,
Justiz und Geheimdiensten.

Mein Ehrgeiz liegt nicht im Kampf um
die Macht. Im Laufe meines Lebens habe
mich daran satt gegessen. Ich will aber
für die Grundwerte wie persönliche Frei-
heit und Menschenrechte kämpfen.

In den Zeitungen der Region hier sind
übrigens auch positive Artikel über mich
zu lesen. Ich wünsche Ihnen alles Gute
im neuen Jahr. 

Moskau, im Februar 2012
Sehr geehrter Michail Borissowitsch,
ich habe den deutschen Rechtsprofessor
Otto Luchterhandt besucht, der im Auf-
trag des Menschenrechtsrates von Präsi-

den Deutschen als „Zeugen“ zu verneh-
men. Die 37 Fragen aber, die ihm ge-
stellt werden sollten, klingen wie ein
vorweggenommenes Urteil. Da ist da-
von die Rede, dass Luchterhandt ein
„Kritiker der Staatsorgane der Russi-
schen Föderation“ sei, „nicht objektiv“,
sondern durch Geldzahlungen „abhän-
gig“ von Chodorkowskis Vermögens-
verwaltern.

Deutschland wies das Rechtshilfe -
ersuchen am 24. September zurück. Jus-
tizministerin Leutheusser-Schnarrenber-
ger begründet die Entscheidung ihres
Ministeriums damit, dass das russische
Vorgehen in der Causa Chodorkowski
zu „wesentlichen deutschen Rechts-
grundsätzen im Widerspruch“ stehe. 
Im Übrigen sei der russischen Justiz in
diesem Fall aus Erfahrung nicht zu ver-
trauen: „Man weiß nicht, ob man nach
einer Vernehmung in Moskau am
Abend noch im Zeugen-Status ist oder
schon Beschuldigter.“ Dieser Gefahr
dürfe man Luchterhandt nicht ausset-
zen. CHRISTIAN NEEF
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Ölmagnat Chodorkowski im Helikopter 1997: „Wenn ich etwas vorhabe, dann erledige ich das gleich“ 


